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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit 
(27. Ausschuß) 

über den Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Schweizerischen Eidgenossen- 
schaft über die Regelung von Fragen, welche die Aufsichtsräte der 
in der Bundesrepublik Deutschland zum Betrieb von Grenzkraft- 
werken am Rhein errichteten Aktiengesellschaften betreffen 

- Drucksache 2542 - 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Döhring: 

Der Ausschuß hat die Vorlage der Bundesregie- 
rung in mehreren Sitzungen eingehend beraten 
und dabei als Sachverständige Vertreter des Deut- 
schen Gewerkschaftsbundes und der beteiligten 
Gewerkschaften, der Bundesvoreinigung der deut- 
schen Arbeitgeberverbände sowie ein Vorstands- 
mitglied eines der in Frage kommenden Grenz- 
kraftwerke gehört. Seitens der Gewerkschaftsver- 
treter wurden aus grundsätzlichen Erwägungen 
Bedenken gegen die durch den Gesetzentwurf vor- 
geschlagene Beschränkung der Anwendung des Be- 
triebsverfassungsgesetzes erhoben. Der Vertreter 
der Grenzkraftwerke wies auf die besondere völ- 
kerrechtliche Situation dieser Werke und auf die 
Notwendigkeit hin, im Interesse künftiger Zusam- 
menarbeit „die allgemeine Stimmung der schwei- 
zer beteiligten Kreise nicht zu verletzen“. Diese 
enge Zusammenarbeit habe sich insbesondere in 
kritischen Zeiten stets bewährt. Er versicherte, 
die Vertreter der Arbeitnehmer würden in den 
Aufsichtsräten in der Weise beteiligt, daß die Ar- 
beiter der Werke zufrieden sein könnten. Er er- 
klärte ferner, daß jeder Arbeitnehmer im Auf- 
sichtsrat die gleiche Aufwiandsentschädigung erhal- 
ten werde, wie jedes von der Hauptversammlung 
gewählte Aufsichtsratsmitglied. 

Bei den Beratungen des Entwurfs wurde festge- 
stellt, daß eine zwingende Verpflichtung besteht, 
die Arbeitnehmervertreter zu allen Sitzungen des 
Aufsichtsrats einzuladen. Die Kannvorschrift in 


Artikel 2 § 1 Abs. 1 Satz 1 des Entwurfs ist in die- 
ser Formulierung in das Gesetz nur .aufgenommen 
worden, um die Handlungs- und BeschlußfäMgkedt 
des Aufsichtsrats nicht dadurch zu beeinträchtigen, 
daß ein Arbeitnehmervertreter .aus irgendweldien 
Gründen verhindert ist, an der Sitzung teilzuneh- 
men. Hinsichtlich der Teilnahme an den Sitzungen 
der Ausschüsse des Aufsichtsrats sind die Arbeit- 
nehmervertreter den von der Hauptversammlung 
gewählten Aufsichtsratsmitgliedem, die nicht Mit- 
glied eines Ausschusses sind, gleidiges teilt; Arti- 
kel 2 § 1 Abs. 1 Satz 2 des Entwurfs entspricht 
§ 93 Abs. 2 des Aktiengesetzes. 

Hinsichtlich der in Artikel 2 § 3 enthaltenen 
Vergütungsregelung glaubte die Mehrheit keine 
Bedenken erheben zu sollen, nachdem durch die 
Erklärung des Vertreters der Grenzkraftwerke, die 
dieser im Namen der Vorstände der drei deutschen 
Grenzkraftwerke abgegeben hat, sichergestellt ist, 
daß unbeschadet der gesetzlichen Formulierung die 
Hauptversammlung keine andere Vergütung fest- 
setzen wird als die Aufwandsentschädigung, welche 
die von der Hauptversammlung gewählten Auf- 
sichtsratsmitglieder erhalten. 

Die Berlin-Klausel in Artikel 3 des Entwurfs er- 
hielt die für internationale Abkommen übliche 
Fassung, während die Fassung der Regierungsvor- 
lage die für materielles Recht bestimmte Klausel 
enthielt. Diese Änderung wurde auf Wunsch des 
Landes Berlin (ebenso die Empfehlung des Rechts- 
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ausschusses des Bundesrates, Bundesratsdrucksache 
193/1/56 vom 9. Juni 1956 unter II Nr. 2) einge- 
fügt. Der Ausschuß nahm diese Änderung insbe- 
sondere deshalb vor, weil ein praktisches Bedürf- 
nis für die lautomatische Erstreckung des Gesetzes 
auf das Land Berlin z. Z. nicht ersichtlich ist. 

Die Mehrheit des Ausschusses beschloß, im übri- 
gen der Regierungsvorlage unverändert zuzustim- 
men. Sie war der Ansicht, daß im Hinblick auf die 
völkerrechtlichen Bindungen zwischen der Bundes- 
republik und der Schweiz und die Notwendigkeit 
praktischer Zusammenarbeit bei der Verwaltung 
der bestehenden Grenzkraftwerke und bei der Er- 
richtung künftiger entsprechender Unternnehmen 
die vorgeschlagene Einschränkung der Beteiligung 
der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat vertretbar sei. 
Die Mehrheit glaubte, eine solche Entscheidung 
treffen zu können, weil in den Erklärungen des 
Vertreters der Grenzkraftwerke der gute Wille der 
Organe dieser Gesellschaften erkennbar geworden 
sei, loyal mit den Arbeitnehmervertretern zusam- 
menzuarbeiten. Die Mehrheit glaubte, die sozial- 
politische Bedeutung dieses Problems, das in seiner 
Eigenart einmalig ist, im Hinblick auf die geringe 
Zahl der beteiligten Arbeitnehmer (insgesamt etwa 
300 deutsche Arbeitnehmer) nicht überschätzen zu 
dürfen. 


Die Minderheit lehnte den Gesetzentwurf ab. Sie 
sieht in dem Entwurf eine unvertretbare Beschrän- 
kung der Souveränität der Deutschen Bundesrepu- 
blik. Das Betriebsverfassungsgesetz müsse sich — 
nach Auffassung der Minderheit — auf alle dem 
deutschen Recht unterliegenden Gesellschaften er- 
strecken ohne Rücksicht auf den Anteil der Beteili- 
gung ausländischen Kapitals. Die von der Bundes- 
regierung in der Begründung der Gesetz es vor läge 
erwähnten Verträge von 1867 und 1879 ständen 
der Anwendung des BVG nicht entgegen. Das er- 
gäbe sich auch eindeutig aus dem Rechtsgutachten 
des schweizerischen Sachverständigen Prof. Dr. 
Zellweger. Die Anwendung des BVG lauf die 
deutsch-schweizerischen Grenzkraftwerke lasse 
eine Beeinträchigung der gut nachbarlichen Be- 
ziehungen nicht befürchten. Aus diesen Erwägun- 
gen und wegen der Bedenken gegen die mit diesem 
Gesetz bewirkte erstmalige teilweise Beschrän- 
kung der Unternehmens verfassungsrechtlichen Be- 
teiligung der Arbeitnehmer, die möglicherweise 
für künftige Fälle präjudiziell wirken könnte, sehe 
sich die Minderheit nicht in der Lage, dem Gesetz- 
entwurf zuzustimmen. 

Bonn, den 7. Februar 1957 

Frau Döhring 

Berichterstatterin 


B. Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 2542 — mit der 
Maßgabe, daß Artikel 3 folgende Fassung erhält: 

„Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern 
das Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes 
feststellt. Rechtsverordnungen, die auf Grund die- 
ses Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Ber- 
lin nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1).“, 

im übrigen unverändert nach der Vorlage anzu- 
nehmen. 


Bonn, den 9. Januar 1956 

Der Ausschuß für Arbeit 
Sabel Frau Döhring 

Vorsitzender Berichterstatterin 
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